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Rechtspropaganda und Rechtserziehung
Aktuelle Anforderungen 
an den Gerichtsbericht
DIETER PLATH,

Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

Der Gerichtsbericht hat in zahlreichen M edien unseres Lan­
des, vor allem in Presse und Rundfunk, einen festen Platz 
und erfreut sich einer großen Beliebtheit bei Lesern uhd  
Hörern. Immerhin erscheinen in der DDR jährlich zwischen  
3 000 und 4 000 Beiträge dieses Genres.

Angesichts einer solchen umfangreichen spezifischen  
rechtspublizistischen Arbeit möchte ich aus der Sicht des 
Juristen Gedanken zur inhaltlichen Qualität der Gerichts­
berichte darlegen.

Der Platz des Gerichtsberichts in der Rechtspublizistik

Gerichtsberichte sind seit langem nicht mehr die alleinige 
oder gar entscheidende Form rechtspublizistischer Tätigkeit; 
Interviews und Beiträge zu grundsätzlichen Fragen des Rechts 
und der Gesetzlichkeit oder auch zu Detailfragen, Rechtsaus­
künfte mit hohem weltanschaulichem Niveau bei gleichzeitiger 
Vermittlung exakter Rechtskenntnisse, Kommentare usw. 
prägen ebenfalls das Bild der Rechtspublizistik. Zugleich hat 
sich meines Erachtens in der Praxis erneut bestätigt, daß der 
Gerichtsbericht eine wichtige Form ist und bleiben wird, „im  
Sinne des Beschlusses des Politbüros des Zentralkomitees 
der SED vom 7. M ai 1974 zur Festigung und weiteren Ent­
wicklung des Rechtsbewußtseins der W erktätigen und des 
Beschlusses über politische M assenarbeit vom 18. M ai 1977  
beizutragen“. M an darf jedoch nicht übersehen, daß die um­
fangreiche „traditionelle“ Gerichtsberichterstattung, also die 
W iedergabe dessen, was in der Verhandlung bekannt und  
entschieden wurde, viele Aspekte ausklammert, geradezu  
zwangsläufig ausklammern muß. Im Ergebnis fehlt es des­
halb an rechtspublizistischen Beiträgen, in denen anhand  
eines Einzelfalls (oder mehrerer konkreter Fälle) gezeigt wird, 
wie die sozialistische Gesellschaft, d. h. ein gesellschaftliches 
Gericht, das Arbeitskollektiv, der Bewährungshelfer, der 
Staatsanwalt, Richter oder Schöffe, vorbeugend wirkt.

Unsere gegenwärtige Rechtspublizistik schöpft die M ög­
lichkeiten nicht aus, um vor allem emotional wirksam zu  
zeigen, was vor und nach einer Gerichtsverhandlung passiert, 
welche Auseinandersetzungen geführt werden, um Bedingun­
gen zu überwinden, die eine Straftat begünstigt haben, und  
welche erzieherischen Potenzen existieren, um einer erneu­
ten Straffälligkeit vorzubeugen. Uber einzelne Beiträge, die 
sich solchen Fragen widmen, sind wir bisher nicht hinaus­
gekommen. Eine wirksame rechtserzieherische Publizistik  
verlangt jedoch, auch bei der Behandlung von einzelnen  
Rechtskonflikten, den Blick über jene Probleme hinaus, die 
im  Gerichtssaal oder Beratungsraum eines gesellschaftlichen  
Gerichts festgestellt worden sind, zu weiten. Fragen wie zum  
Beispiel: W ie hat das Arbeitskollektiv auf die Erziehung 
eines Arbeitsbummelanten Einfluß genommen? W ie und mit 
welchem Ergebnis vollzog sich der Bewährungsprpzeß des 
Verurteilten? sind am überzeugendsten zu beantworten, wenn  
das konkrete, namentlich das positive Beispiel dargestellt 
wird. (An allgemeinen Darlegungen zu diesen Fragen man­
gelt es übrigens nicht.) Freilich stellt diese Aufgabe höhere 
Anforderungen an den Journalisten. Sie erfordert mehr Zeit 
und Aufwand als die Teilnahme an einer Gerichtsverhand­
lung, in der sozusagen der Richter die zu recherchierenden  
Fragen stellt. Sie ist jedoch zu lösen, wenn Staatsanwälte und  
Richter den Journalisten helfen, geeignete Beispiele zu fin­
den. Auf diesem Gebiet müssen die Juristen mehr als bisher 
hilfreiche Partner der Journalisten werden, ohne ihnen die 
eigene Verantwortung abzunehmen.

Alle Rechtsgebiete

für eine effektive Berichterstattung nutzen

Betrachtet man, welche Rechtsgebiete in den M edien inner­
halb der Gerichtsberichterstattung eine Rolle spielen, läßt 
sich unschwer die Vorrangigkeit des Strafrechts erkennen. 
Die gegenwärtige Gerichtsberichterstattung beschränkt sich  
mit Ausnahme der „Tribüne“ und des Senders Schwerin fast 
ausschließlich auf Straffälle. Verfahren auf den Gebieten des

Zivil-, Familien-, vor allem aber des Arbeitsrechts, in denen  
ebenfalls gesellschaftlich wichtige, interessante und für die 
politisch-ideologische Arbeit bedeutsame Probleme sichtbar 
gemacht werden können, werden nur selten in den Blick­
punkt der Öffentlichkeit gerückt. Besonders bedauerlich ist 
dies im Hinblick auf die Arbeit der Konflikt- und Schieds­
kommissionen, über deren konkrete Entscheidungstätigkeit 
im  Prinzip nicht berichtet wird. Das betrifft auch die umfang­
reiche Arbeit der gesellschaftlichen Gerichte auf dem Gebiet 
des Strafrechts.

Die langjährigen Erfahrungen der „Tribüne“ und des Sen­
ders Schwerin, die regelmäßig über die konkrete Entschei­
dungstätigkeit von Konfliktkommissionen berichten, zeigen, 
welche M öglichkeiten der Rechtspublizistik hier geboten wer­
den, denn die gesellschaftlichen Gerichte nehmen einen be­
deutenden Platz bei der Entscheidung von Rechtsstreitigkei­
ten ein. M itunter wird von Journalisten (aber auch Juristen) 
die Zurückhaltung gegenüber den gesellschaftlichen Gerichten  
damit entschuldigt, daß die „Fälle“ nichts hergeben, „zu  
klein“ seien und damit das Interesse der Leser oder Hörer 
nur schwer zu wecken sei. Ich glaube, daß das ein Trugschluß  
ist. W arum einer mit den Strafgesetzen in Konflikt geriet und  
wie unsere Gesellschaft darauf reagiert —  das sind meines 
Erachtens hochinteressante Fragen, deren Behandlung auch  
an Fällen möglich ist, die die Konflikt- und Schiedskommis­
sionen beraten. Im übrigen beweisen zum Beispiel die Bera­
tungen der gesellschaftlichen Gerichte über Strafsachen, daß  
die Teilnehmer (M itglieder der gesellschaftlichen Gerichte 
wie Vertreter des Arbeitskollektivs) viel Kraft und Zeit auf­
wenden, um die M otive der Tat zu klären, Konflikte zu er­
kennen und zu deren Überwindung beizutragen. Langweilig 
sind diese Beratungen jedenfalls nicht. Die lebendige Atmo­
sphäre der Beratungen einzufangen (ein Stück Darstellung 
sozialistischer Demokratie) ist also durchaus interessant.

Freilich haben jene recht, die auf die Schwierigkeiten  
(zum Teil organisatorischer Natur) hinweisen. Hier liegt eine 
besondere Verantwortung bei den Staatsanwälten und Rich­
tern, die den Journalisten beispielsweise rechtzeitig Hinweise 
auf solche Beratungen geben können. M einer M einung nach  
sind jedoch eigene Initiativen und Kontakte der. Journalisten  
zu bestimmten gesellschaftlichen Gerichten unerläßlich. So 
wird niemand daran gehindert, an den öffentlichen Beratun­
gen der Schiedskommissionen teilzunehmen. Zeit und Ort 
sind an den Sprechstellen dieser Kommissionen ersichtlich.

Zu einigen inhaltlichen Aspekten

M it Recht wird in den „Thesen über den Gerichtsbericht“* 
davon ausgegangen, daß „die Gerichtsberichterstattung sich  
in Stoffwahl und Darstellungsweise an objektiven gesell­
schaftlichen Erfordernissen, insbesondere also an den Schwer­
punkten der Kriminalitätsbekämpfung bzw. —  weiter gefaßt —  
der Rechtsverwirklichung durch die Gerichte orientieren  
(muß).“ Hier lassen sich in der Gerichtsberichterstattung —  
soweit ich das im Ergebnis einer Untersuchung von mehreren  
hundert Berichten des Jahres 1983 beurteilen kann —  die 
deutlichsten Fortschritte erkennen. Zunehmend sind solche 
Strafverfahren beschrieben worden, in denen es um den  
Schutz der Volkswirtschaft vor Havarien, Bränden, Explo­
sionen und anderen Störungen, den Schutz des sozialistischen  
Eigentums vor Verlusten, die Gewährleistung einer durch­
gängigen Arbeitssicherheit der W erktätigen, die Gewährlei­
stung eines sicheren Lebens der W erktätigen im W ohngebiet 
und überhaupt in der Öffentlichkeit und den Schutz der per­
sönlichen Rechte und Interessen der Bürger ging.

Nach meiner Auffassung wurde in zahlreichen Berichten  
auch sehr gut sichtbar gemacht, welche den sozialistischen  
W ertvorstellungen nicht entsprechenden Einstellungen und  
Haltungen zur Straffälligkeit führten; welche Bedingungen  
Straftaten begünstigten und welche Anstrengungen zu ihrer 
Beseitigung unternommen wurden; wie die W erktätigen in  
den verschiedensten Formen aktiv zur Durchsetzung des so­
zialistischen Rechts beitrugen, insbesondere wie sie sich für 
Ordnung und Sicherheit einsetzten und wie konsequent die 
staatlichen Gerichte auf Strafrechtsverletzungen reagier­
ten.

Nach wie vor.findet man in manchen Berichten lediglich  
Darstellungen des Sachverhaltes. Trotzdem hat die Gerichts-

* 13 Thesen über den Gerichtsbericht, ln: Neue Deutsche Presse 1978, 
Heft 2, Beilage Theorie und Praxis 1/1978, und NJ 1978, Heft 10, 
S. 437 f.


